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                 Hans-Peter Murmann 
                       Geschäftsführender Vizepräsident 

 

An alle                  

Landesverbände 

 

 

 

 

 

 

           10. Jan. 2018 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

Arbeit und Soziales 
 

Künstlersozialabgabe sinkt deutlich 

Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung sinkt erneut: ab 2018 von 4,8 auf 4,2 

Prozent. Die Künstlersozialabgabe ist von Unternehmen zu entrichten, die künstlerische 

und publizistische Leistungen verwerten.  

 

Alterssicherung der Landwirte 

Der Beitrag in der Alterssicherung der Landwirte beträgt im Kalenderjahr 2018 monatlich 

246 Euro (West) bzw. 219 Euro (Ost). 

  

Höhere Leistungen in der Grundsicherung ("Hartz IV")  

Wer Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld II bezieht, erhält ab Januar 2018 mehr Geld. Der 

Regelsatz für Alleinstehende steigt von 409 Euro auf 416 Euro pro Monat. Für Kinder und 

Jugendliche erhöht sich die Grundsicherung um fünf Euro: Kinder von sechs bis unter 14 

Jahren bekommen 296 Euro; Jugendlichen von 14 bis unter 18 Jahren stehen 316 Euro zu.  

 

Altersvorsorge wird weniger angerechnet 

Freiwillige Altersvorsorge soll sich in jedem Fall lohnen. Ab 2018 wird Einkommen aus 

Riester- oder Betriebsrenten nicht mehr voll auf die Grundsicherung im Alter oder bei 

Erwerbsminderung angerechnet. Gleiches gilt für die Hilfen zum Lebensunterhalt. Der 

monatliche Freibetrag liegt dann bei 100 Euro. Ist die private Rente höher, bleiben weitere 

30 Prozent bis zum Höchstbetrag von 208 Euro anrechnungsfrei. 
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Weniger Fürsorge, mehr Selbstbestimmung für Menschen mit Behinderung 

Die zweite Reformstufe des Bundesteilhabegesetzes sieht ab 1. Januar 2018 

Verbesserungen bei der Teilhabe am Arbeitsleben vor: Das "Budget für Arbeit" ermöglicht 

Lohnkostenzuschüsse für Arbeitgeber von bis zu 75 Prozent in allen Bundesländern. Das 

erleichtert Menschen mit Behinderung den Zugang zum Arbeitsmarkt. 

 

Unabhängige Teilhabeberatung 

Anfang Januar 2018 nehmen erste Beratungsstellen für eine "Ergänzende unabhängige 

Teilhabeberatung" (EUTB) ihre Arbeit auf. Dort können sich Menschen mit Behinderung 

über die besseren Leistungen zur Teilhabe informieren und beraten lassen. Das Web-Portal 

www.teilhabeberatung.de startet ebenfalls am 1. Januar 2018.  

 

Verständliche Bescheide für Menschen mit Behinderung 

Bundesbehörden sollen Menschen mit geistigen und seelischen Behinderungen 

Informationen in einfacher und verständlicher Sprache bereitstellen. Das gilt ab 1. Januar 

2018 für Bescheide, Allgemeinverfügungen, öffentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke. 

Wenn nötig, sind sie auch schriftlich in „Leichter Sprache“ zu erläutern.  

 

Datenabgleich mit Ausländerbehörden beim Kindergeld 

Ausländerbehörden und Familienkassen gleichen ihre Daten ab Januar 2018 besser ab, um 

zu vermeiden, dass unberechtigt Kindergeld bezogen wird. Daten von Unionsbürgern, die 

nie einen Antrag auf Kindergeld gestellt haben, werden im Vorfeld herausgefiltert. Damit 

bleibt ihr Grundrecht auf informelle Selbstbestimmung gewahrt.  

 

Sachbezugswerte angehoben 

Sachbezugswerte sind Einkünfte, die nicht als Geldleistung erbracht werden und zum 

beitragspflichtigen Arbeitsentgelt zählen. Sie werden jährlich an die Entwicklung der 

Verbraucherpreise angepasst. Der Wert für Verpflegung wird für 2018 auf 246 Euro 

angehoben. Für Mieten und Unterkunft erhöht er sich auf 226 Euro. 

 
Steuern und Finanzen  
Steuern: Höhere Grund- und Freibeträge  
 

Steuern: Höhere Grund- und Freibeträge  

Steuerzahler profitieren 2018 von einem um 180 Euro höheren Grundfreibetrag, der dann 

9.000 Euro beträgt. Der Kinderfreibetrag steigt um 72 Euro auf 4.788 Euro. 

 

Branntweinmonopol endet 

Das staatliche Branntweinmonopol endet zum. 1. Januar 2018. Der Bund setzt damit eine 

Vorgabe der EU um, die den Markt europaweit liberalisiert. Damit endet die Verteilung 

staatlicher Gelder an die rund 550 landwirtschaftlichen Brennereien, die ihren Rohalkohol 

aus Kartoffeln oder Getreide an die Monopolbehörde abliefern.  
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Verbraucherschutz 

 

Neuartige Lebensmittel werden sicherer  

Neuartige Lebensmittel ("Novel Food"), etwa mit neuen Vitamin- und Mineralstoffquellen 

oder probiotischen Bakterien angereicherte Produkte sowie exotische Samen, müssen 

gesundheitlich bewertet und zugelassen werden. Eine EU-Verordnung definiert ab 1. 

Januar 2018 neuartige Lebensmittel klarer und strafft das Bewertungs- und 

Zulassungsverfahren. 

 

Niedriger Campylobacter-Grenzwert  

Ab 1. Januar 2018 gilt in der EU ein niedriger Grenzwert von 1.000 KBE/g für 

Campylobacter-Keime auf Schlachtkörpern von Masthähnchen. Infektionen mit diesen 

Keimen sind die häufigste Quelle für bakterielle Lebensmittelvergiftungen.  

 

Quecksilberhaltige Produkte in der EU weitestgehend verboten 

Quecksilber ist ein giftiger Stoff, von dem erhebliche Gefahren für die Gesundheit von 

Menschen und Tieren sowie für die Ökosysteme ausgehen. Deshalb hat die EU die 

Herstellung sowie die Ein- und Ausfuhr quecksilberhaltiger Produkte – zum Beispiel 

Batterien, Leuchtstofflampen, Thermometer – ab dem 1. Januar 2018 bis auf wenige 

Ausnahmen verboten.  

 

Verbesserungen für Bankkunden 

Ab dem 13. Januar 2018 gelten europaweit einheitliche Regelungen für den 

Zahlungsverkehr. So dürfen stationäre und Internet-Händler für Buchungen und Käufe 

keine gesonderten Gebühren mehr für gängige Kartenzahlungen, Überweisungen und 

Lastschriften verlangen. Wird die Bank- oder Kreditkarte entwendet oder missbraucht, 

haften die Inhaber nur noch bis maximal 50 Euro für entstandene Schäden. 

 

Einheitliche Informationsblätter für Finanzprodukte 

Ab 1. Januar 2018 müssen Anbieter verpackter Anlageprodukte für Kleinanleger sowie von 

Versicherungsanlageprodukten sogenannte Basisinformationsblätter zur Verfügung stellen. 

Sie enthalten verständlich alle erforderlichen Informationen zu Anlage- und 

Finanzprodukten, um eine individuell passende Anlageentscheidung treffen zu können.  

 

Mehr Schutz bei Bauverträgen  

Bauherren genießen ab 1. Januar 2018 mehr Schutz: Baubeschreibungen müssen dann 

bestimmte Mindestanforderungen erfüllen, Bauverträge einen verbindlichen Termin zur 

Fertigstellung enthalten. Widerrufs- und Kündigungsrechte gegenüber Bauträgern und 

Handwerkern sind verbessert. Bei der Mängelhaftung gilt jetzt: Der Verkäufer von 

mangelhaften Produkten muss diese selbst wieder ausbauen und durch intakte ersetzen. 

 

„Ping-Anrufen" einen Riegel vorschieben 

Die Bundesnetzagentur hat angeordnet, dass in Mobilfunknetzen eine kostenlose 

Preisansage für bestimmte internationale Vorwahlen geschaltet werden muss. Das soll 

teure Rückrufe, die durch sogenannte "Ping-Calls" provoziert werden, verhindern. 

Mobilfunknetzbetreiber und Mobilfunkanbieter müssen die Anordnung bis 15. Januar 2018 

für 22 Länder umsetzen. 
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Verkehr 
 

Winterreifen-Kennzeichnung: freie Fahrt für "Schneeflocke"  

Hersteller müssen Winterreifen, die ab 1. Januar 2018 produziert werden, mit dem 

"Alpine"-Symbol (dreigezacktes Bergpiktogramm mit Schneeflocke) kennzeichnen. Das 

Qualitätssiegel zeigt an, dass diese Reifen besondere Anforderungen an Traktions-, Brems- 

und Beschleunigungsverhalten auf Schnee und Eis erfüllen. Für bis 31. Dezember 2017 

produzierte M+S Winterreifen gilt eine Übergangsfrist bis 30. September 2024 

 

Abgasuntersuchung: Endrohrmessung wird Pflicht  

Bisher waren Fahrzeuge ab dem Baujahr 2006 bei der Hauptuntersuchung beim TÜV von 

der Abgasmessung am Endrohr per Sonde befreit. Ab 1. Januar 2018 müssen alle 

Fahrzeuge, Diesel oder Benziner, die direkte Messung der Abgase am Auspuffendrohr 

bestehen. Damit können Defekte an der Abgasanlage besser erkannt werden.  

 

Landwirtschaft und Umweltschutz 
 

Mehr Transparenz und Umweltschutz in der Landwirtschaft 

Landwirte müssen ab dem 1. Januar 2018 in sogenannten Stoffstrombilanzen festhalten, 

wie viele Nährstoffe – etwa Stickstoff und Phosphor – in ihrem Betrieb ein- und ausfließen. 

Sie sind Teil des "Düngepakets", das die Düngung, die Nährstoffeffizienz und der 

Umweltschutz verbessert.  

 

Besserer Hochwasserschutz durch Vorsorge 

Die Bundesregierung erhöht den Schutz für hochwassergefährdete Regionen. Das 

Hochwasserschutzgesetz vereinfacht ab 5. Januar 2018 Planung, Genehmigung und Bau 

von Schutzanlagen. Neue Ölheizungen sind in hochwassergefährdeten Gebieten künftig 

verboten. Zudem können Kommunen Überschwemmungsgebiete ausweisen, in denen 

nicht mehr gebaut werden darf.  

 

 

 

 

Viele Grüße aus der Bundesgeschäftsstelle 

Ihr 
 

Hans-Peter Murmann 


